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Die Verordnung, die am 1. Juli 1968 in Kraft 
getreten ist, wurde vom Herrn Präsidenten mit 
Schreiben vom 5. September 1968 an den Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 
23. Oktober 1968 zur Beratung überwiesen. Es 
handelt sich um eine sogenannte Nachlaufverord- 
nung, bei der der Deutsche Bundestag nach § 77 
Abs. 7 des Zollgesetzes ein Aufhebungsrecht in einer 
Frist von 4 Monaten nach Verkündung hat. 

Durch diese Verordnung wurde der Deutsche Zoll- 
tarif 1967 auf Grund der Bestimmungen des EWG- 
Vertrages folgendermaßen geändert: 

1. Für die Waren der gewerblichen Wirtschaft hat 
der Rat am 26. Juli 1966 festgelegt, daß die Zoll- 
union innerhalb der dritten Stufe des Zeitplans 
zum 1. Juli 1968 zu verwirklichen ist. 

a) Die restlichen Binnenzölle, die noch 15% der 
(nationalen) Ausgangszollsätze des Standes 
von vor 10 Jahren erreichten, wurden ab 
1. Juli 1968 beseitigt, 

b) alle Mitgliedstaaten wenden einheitliche 
Außenzollsätze gegenüber Drittländern an. 

Für diese Waren der gewerblichen Wirtschaft 
wurden auch die Zollzugeständnisse, die während 
der letzten Zollverhandlungen im Rahmen des 
GATT (Kennedy-Runde) zugesichert wurden, zu 
dem jeweils vereinbarten Teil (zwei Fünftel bzw. 
zwei Drittel) in den Deutschen Zolltarif über- 
nommen. Dabei kam für den überwiegenden Teil 
aller gewerblichen Waren eine Senkung der 
Zollsätze um zwei Fünftel in Betracht. Für eine 
Reihe von Positionen sind indessen Sonderrege- 
lungen vereinbart worden, und zwar: 


a) Bei einigen chemischen Erzeugnissen ist die 
Senkung der Zollsätze von der Aufhebung 
der amerikanischen Rechtsvorschriften über 
den Zollwert („American selling price") ab- 
hängig gemacht worden. Falls die USA diese 
Rechtsvorschriften nicht rechtzeitig ändern, 
werden auch die von der EWG vorgesehenen 
Zollsatzsenkungen je nach Erzeugnis nur um 
40 bis 70 % durchgeführt werden. 

b) Bei bestimmten Textilien und den Waren des 
Kapitels 91 (Uhrmacherwaren) werden die 
Zollzugeständnisse der Kennedy-Runde in 
nur zwei Stufen durchgeführt, indem am 
1. Juli 1968 schon zwei Drittel der zugesicher- 
ten Zollsenkung und das dritte Drittel am 
1. Januar 1970 in Kraft zu setzen ist. Bei den 
Textilien sind die Zollsatzsenkungen vor- 
läufig bis zum 30. September 1970 befristet. 
Ihre Fortführung über den 30. September 1970 
hinaus ist abhängig gemacht worden von der 
Verlängerung des Abkommens über Baum- 
wolltextilien durch die Gemeinschaft. Dieses 
Abkommen läuft am 30. September 1960 aus. 

2. Bei den Agrarwaren (Anhang II des Vertrages) 
beläßt diese Zolltarif-Verordnung die bisherige 
Zollsatzlage, weil eine Entscheidung des Rats 
über die Einführung der Zollunion, wie sie bei 
den gewerblichen Waren getroffen wurde, noch 
nicht vorliegt. Danach ergibt sich folgende Lage: 

a) Die Binnenzollsätze betragen weiterhin 25 % 
der Ausgangszollsätze; 

b) die (nationalen) Außenzollsätze entsprechen 
der zweiten Angleichung an die Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs. 
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Die sich aus den Zollzugeständnissen der Ken- 
nedy-Runde für Agrarwaren ergebenden neuen 
Zollsätze wurden bereits gesondert durch die 
vom Bundesminister der Finanzen in eigener 
Zuständigkeit erlassene Erste Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1968 (ver- 
kündet am 27. Juni 1968 im BGBl. II S. 542) in 
den Deutschen Zolltarif 1968 aufgenomen. 

3. Was die Waren anbelangt, die unter die Ver- 
träge zur Gründung der Europäischen Atom- 
gemeinschaft und der Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl fallen, so sind hier die Binnenzollsätze 
bereits abgeschafft und die Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs bzw. bei EGKS-Waren des für 
diese Waren geltenden besonderen Zolltarifs 
eingeführt worden. Bei den EGKS-Waren wurden 
die Außenzollsätze auf Grund einer Empfehlung 
der Hohen Behörde vom 15. Januar 1964 auf das 
Niveau der am 1. Januar 1964 von Italien an- 
gewandten niedrigsten Zölle angehoben. Die in 
der Kennedy-Runde für diese EGKS-Waren ver- 
einbarten Zollzugeständnisse unterlaufen jedoch 
die von der Hohen Behörde festgesetzten 
(Mindest-)Zollsätze. Die Kommission hat jedoch 
in der Zwischenzeit am 29. Mai 1968 die mit 
ihrer Unterstützung und im engen Einvernehmen 
mit ihr ausgehandelten GATT- Verpflichtungen 
anerkannt und auch die sich dadurch für EGKS- 
Waren ergebenden niedrigeren Zollsätze über- 
nommen. Der Deutsche Zolltarif 1968 wurde durch 
die bereits am 27. Juni 1968 vom Bundesminister 
der Finanzen in eigener Zuständigkeit verkün- 
dete Vierte Verordnung zur Änderung des Deut- 


schen Zolltarifs 1968 entsprechend geändert 
(BGBl. II S. 549). 

4. Der Gemeinsame Zolltarif, der vom Rat mit Ver- 
ordnung Nr. 950 am 28. Juni 1968 erlassen wurde, 
gilt in den Mitgliedstaaten unmittelbar. Er ist 
insoweit an die Stelle des nationalen Zolltarifs 
getreten. Dieser nationale Zolltarif gilt nur noch 
für die vom Gemeinsamen Zolltarif nicht er- 
faßten Fragen und Bereiche weiter, z. B. für die 
harmonisierten Zölle der EGKS-Waren und die 
„Besonderen Zollsätze" aus den Assoziations- 
verträgen, für deren Einhaltung die einzelnen 
Mitgliedstaaten verantwortlich sind. 

5. Die Regelung über die Senkung der Binnenzölle 
auf „frei" bei der Einfuhr von Gemeinschafts- 
waren bis zu einem Wert von 240 DM, die in 
Kleinsendungen an natürliche Personen ein- 
gehen oder von Reisenden in ihrem Gepäck ein- 
geführt werden, bleibt für die noch bestehenden 
Binnenzölle unberührt. 

6. Die Zollsätze für Algerien sind von der ab 
1. Juli 1968 durchgeführten Abschaffung oder 
Senkung der Binnenzollsätze nicht betroffen, weil 
die Zollvorteile, die Algerien eingeräumt wur- 
den, auf dem Stand vom 9. November 1966 ein- 
gefroren wurden und Algerien an dem weiteren 
Abbau der Binnenzölle vorläufig nicht mehr teil- 
nimmt. 

Der Ausschuß hat begrüßt, daß die durchgeführten 
Zolltarifänderungen den Bestimmungen des EWG- 
Vertrages entsprechen und empfiehlt dem Plenum, 
von seinem Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu 
machen. 


Botin, den 1. Oktober 1968 
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